
1  

*** 
 

Datum : 25.06.2022 

Amtsgericht / Familiengericht Mosbach 
Hauptstraße 10 
74821 Mosbach 

FAX: +49626187639  
 

 

6F 9/22 beim AG/FG Mosbach 

 

OFFIZIELLE ANTRÄGE AN DAS AMTSGERICHT-FAMILIENGERICHT MOSBACH : 

Zur AUFARBEITUNG VON NS-UNRECHT und NS-VERBRECHEN 

 

WIEDERAUFNAHMEVERFAHREN am AG/FG MOS 

zur Aufhebung des Entnazifizierungsbeschlusses 
von Nazi-Ministerialdirigent und Nazi-Familienrechtler Franz Massfeller, 

Oberregierungsrat zur Wiederverwendung beim Bundesjustizministerium, Ministerialrat 
das Referat für Familien- und Personenstandsrecht  in der BRD 

 

 
 

Verteilerliste : 

Gemäß der Absprache in der Gerichtsverhandlung unter 6UF 9/22 vom 25.04.2022 am 

AG/FG MOS werden zur Einsparung von Kopieraufwand und -kosten nach der einfachen 

Faxmitteilung an das AG/FG MOS selbst jeweils mindestens weitere vier Kopien der KV-

Eingaben postalisch per Einschreiben an das AG/MOS zur jeweiligen Verteilung durch 

das AG MOS an die Verfahrensbeteiligten versandt. Die vier Kopien der jeweiligen 

Exemplare sind dementsprechend zum Sortier- und Versendevorgang beim AG MOS 

durchnummeriert von 1 bis 4 in der oberen rechten Ecke. 

Kopien an Verfahrensbeteiligte : 

• *** 

 
>>||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||<< 

 

 
 

1) ZUSTÄNDIGKEIT UND VERANTWORTLICHKEIT DES AG MOS IN DER 
SACHVERHALTSERMITTLUNG UND SACHVERHALTSAUFKLÄRUNG IN DER 
RECHTSSACHE „AUFHEBUNG DES ENTNAZIFIZIERUNGSBESCHLUSSES VON 
NAZI-MINISTERIALDIRIGENT UND NAZI-FAMILIENRECHTLER FRANZ 
MASSFELLER“  
 

2) GERICHTLICH EINZUHOLENDE STELLUNGNAHMEN ALLER 
VERFAHRENSBETEILIGTEN IN DER “RECHTSSACHE AUFHEBUNG DES 
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ENTNAZIFIZIERUNGSBESCHLUSSES VON NAZI-MINISTERIALDIRIGENT UND 
NAZI-FAMILIENRECHTLER FRANZ MASSFELLER,“ INKLUSIVE FACHSTELLEN 
UNTER 6F 9/22 
 

3) BEGRÜNDUNG UND GLAUBHAFTMACHUNG:  

a. Veröffentlichungen von Franz Massfeller zur Nazi-Familienrechtspolitik 
und Nazi-Familienrechtspraxis 

b. Beispiele frei verfügbarer Literatur und Medien 

 

4) VERÖFFENTLICHUNG AUF DEN INTERNET-SEITEN DES AG MOS IN DER 
RECHTSSACHE „AUFHEBUNG DES ENTNAZIFIZIERUNGSBESCHLUSSES VON 
NAZI-MINISTERIALDIRIGENT UND NAZI-FAMILIENRECHTLER FRANZ 
MASSFELLER“ 
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1) ZUSTÄNDIGKEIT UND VERANTWORTLICHKEIT DES AG MOS IN DER 
SACHVERHALTSERMITTLUNG UND SACHVERHALTSAUFKLÄRUNG IN DER 
RECHTSSACHE „AUFHEBUNG DES ENTNAZIFIZIERUNGSBESCHLUSSES VON 
NAZI-MINISTERIALDIRIGENT UND NAZI-FAMILIENRECHTLER FRANZ 
MASSFELLER“ 

 

Das Amtsgericht Mosbach kann sich im hiermit offiziell beantragten Verfahren vom 10.06.2022 
unter 6 F 9/22 in der Rechtssache „AUFHEBUNG DES ENTNAZIFIZIERUNGS-
BESCHLUSSES VON NAZI-MINISTERIALDIRIGENT UND NAZI-FAMILIENRECHTLER 
FRANZ MASSFELLER“ nicht aus der Verantwortung stehlen und dabei auf eine 
Argumentation zurück ziehen, dass das AG MOS als Teil der BRD-Justiz angeblich nicht 
zuständig und nicht verpflichtet sei zur Sachverhaltsermittlung und Sachverhaltsaufklärung in 
der Rechtssache „AUFHEBUNG DES ENTNAZIFIZIERUNGSBESCHLUSSES VON NAZI-
MINISTERIALDIRIGENT UND NAZI-FAMILIENRECHTLER FRANZ MASSFELLER.“ Das AG 
MOS als Teil der BRD-Justiz ist verantwortlich und eindeutig zuständig in der Rechtsnachfolge 
zum Deutschen Reich unter dem Nazi-Terrorregime. 

 

Das AG MOS ist demnach eindeutig rechtlich, sachlich und fachlich zuständig für die hier 
anhängige Rechtssache „AUFHEBUNG DES ENTNAZIFIZIERUNGSBESCHLUSSES VON 
NAZI-MINISTERIALDIRIGENT UND NAZI-FAMILIENRECHTLER FRANZ MASSFELLER“ 
beim Amtsgericht Mosbach. 

 

Gemäß und analog der Aufhebung des Reichstagsbrandurteils vom 23. Dezember 1933, das 
dann im Wiederaufnahmeverfahren in 2007 vollständig aufgehoben wurde, wird hiermit der 
offizielle Antrag an das AG MOS unter 6F 9/22 vom 25.06.2022 zur Eröffnung des 
WIEDERAUFNAHMEVERFAHRENS am AG MOS zur AUFHEBUNG DES 
ENTNAZIFIZIERUNGS-BESCHLUSSES VON NAZI-MINISTERIALDIRIGENT UND NAZI-
FAMILIENRECHTLER FRANZ MASSFELLER eingereicht.  

 

Das AG MOS ist demnach eindeutig rechtlich, sachlich und fachlich zuständig für die hier 
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anhängige Rechtssache „AUFHEBUNG DES ENTNAZIFIZIERUNGSBESCHLUSSES VON 
NAZI-MINISTERIALDIRIGENT UND NAZI-FAMILIENRECHTLER FRANZ MASSFELLER“ 
beim Amtsgericht Mosbach. 

 

Nach Ansicht *** KVs und Antragstellers in 6F 9/22 hätte das Entnazifizierungsverfahren 
gegen FRANZ MASSFELLER nach 1945 des nachweislich nazi-ideologisch-gestaltenden 
unter immer wieder unter rassenideologischen Gesichtspunkten einflussnehmenden Nazi-
Ministerialdirigenten Franz Massfeller, der nachweislich und erheblich zur Nazi-
Familienrechtspolitik und Nazi-Familienrechtspraxis unter dem Nazi-Terror- und Nazi-
Vernichtungsregime mitgewirkt hat, nicht zur Beschlussfassung einer Entnazifizierung von 
Franz Massfeller kommen dürfen. Das AG MOS ist gesetzlich verpflichtet, diese Sachverhalte 
sowie die in der Begründung und Glaubhaftmachung angeführten Sachverhalte vollständig zu 
ermitteln, zu überprüfen und öffentlich aufzuklären. 

 
Der Antragssteller hat bereits in 2005 eine Veröffentlichung an einer deutschen Universität zu 
den Themen Franz Massfeller, zur Nazi-Kinder- und Jugendhilfe sowie zur Nazi-
Familienrechtspraxis veröffentlicht: GRAUE LITERATUR : Nationalsozialistische 
Diskriminierungsschemata in Familienrechtspolitik und  Familienrechtsprechung -- Personelle 
Kontinuitäten am Beispiel des Ministerialrats Franz Massfeller -- Thematische Kontinuitäten mit 
Beispielen repetitiver Denkweisen und Argumentationsmuster in veränderten Kontexten || 
Hausarbeit im Magister-Teilstudiengang "Erziehungswissenschaften" || Wintersemester 
2004/2005 an der Universität Kassel || Autor: Bernd Michael Uhl || Magisterstudium Hauptfach: 
Soziologie, Nebenfächer: Erziehungswissenschaft, Politikwissenschaft || Zur Lehrveranstaltung 
"Umgang mit dem Nationalsozialismus nach 1945" bei Prof. Dr. Dietfrid Krause-Vilma || 
10.04.2005 || 94 Seiten. 

 

Franz Massfeller hat als sogenannter NS-Schreibtischtäter in seinen Nazi-systemrelevanten 
Funktionen nachweislich und erheblich zur Umsetzung der Nazi-Familienrechtspolitik und der 
Nazi-Familienrechtspraxis unter dem Nazi-Terror- und Nazi-Vernichtungsregime mitgewirkt, 
siehe dazu unter Punkt „3a Beispiele frei verfügbarer Literatur und Medien.“  Franz Massfeller 
arbeitete seit 1934 beim Nazi-Reichsjustizministerium im Bereich Familien- und Rasserecht. 
Im amtlichen Organ Deutsche Justiz kritisierte Massfeller im März 1934 ein Gerichtsurteil, das 
eine Anfechtung der Ehe wegen „Rassenverschiedenheit“ nicht zugelassen hatte. Franz 
Massfeller war u.a. Mitglied in der Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt (NSV) mit dem Amt 
eines Blockwalters und seit 1936 Mitglied im Nationalsozialistischen Rechtswahrerbund 
(NSRB). Franz Massfeller beteiligte sich in 1936 an der Nazi-Kommentarverfassung zum 
Blutschutz- und Ehegesundheitsgesetz zur Reinhaltung des Deutschen Blutes. Im 
Reichssicherheitshauptamt nahm Franz Massfeller an Besprechungen zur Endlösung der 
Judenfrage teil. Franz Massfeller war am 13. August 1941 Teilnehmer einer Konferenz unter 
der Leitung von Adolf Eichmann, bei der es um eine „Verschärfung des Judenbegriffs“ ging. 
Als Oberlandesgerichtsrat nahm Franz Massfeller als Vertreter des Reichsjustizministeriums 
an den Folgekonferenzen zur Wannseekonferenz am 6. März 1942 und am 27. Oktober 1942 
im Eichmannreferat teil. 

 
Franz Massfeller beteiligte sich an der grundlegenden Umgestaltung des demokratischen 
Systems der Weimarer Republik und deren Rechtsordnung nach dem 30.01.1933 "vor allem 
mit juristischen Mitteln" :  

• durch Neuregelungen des nationalsozialistischen Gesetzgebers,  

• durch eine spezifisch auf die Wünsche und Bedürfnisse des autoritären Führerstaates 
ausgerichtete Justiz und ihre Rechtsprechung, 

• durch eine die „Rechtsidee“, die Rechtsquellenlehre und die Rechtsanwendungslehre 
umformende Rechtswissenschaft, 

• durch die brutale Rechtsverachtung der Machthaber in der Form bewusst außerhalb 
der Rechtsordnung durchgeführter Unterdrückungs- und Vernichtungsstrategien gegenüber 
vermeintlichen oder wirklichen „Feinden“ des NS-Staates. 

 

Hierbei beteiligte sich Franz Massfeller nachweisbar in progressiv-fördernder Absicht gemäß 
der nazi-ideologisch zu prägenden Nazi-Kinder- und Jugendhilfe und Nazi-
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Familienrechtspraxis, wie beim Verbot von Eheschließungen bei Rassenmischung; der 
Anfechtung von Mischehen; beim Blutschutzgesetz; bei Ehelichkeitsanfechtung und 
Vaterschaftsanfechtung um z.B. die wirkliche Abstammung eines Kindes im ausdrücklichen 
oder im stillschweigenden Einvernehmen mit der Mutter zu verschleiern; bei 
Sorgerechtssachen mit Sorgerechtsentzug als "Vehikel für die Erfüllung des 
nationalsozialistischen Zieles der Reinerhaltung der Rasse;" beim Erbgesundheitsgesetz und 
der Zwangssterilisation, etc. 

 

Im Nazi-Terror- und Vernichtungsregime ist Franz Massfeller nicht nur als Nazi- 
Ministerialbeamter im Reichsjustizministerium und als Nazi-Konferenzteilnehmer bei der 
Wannseekonferenz an der Ausgestaltung der Primär-Rechtsquellen von Gesetzen, 
Verordnungen, Erlassen, etc. tätig gewesen, sondern auch in der Ausgestaltung der Sekundär-
Rechtsquellen und zwar mittels der Besprechung und Kommentierung der Nazi-Rechtspraxis 
im Nazi-Fachschrifttum für die Ausrichtung der Nazi-Rechtsfortbildung durch die ausführenden 
Nazi-Rechtsanwender nachweisbar verantwortlich. Dem AG/FG MOS wird hiermit offiziell 
unter 6F 9/22 aufgegeben, den Entnazifizierungsbeschluss für Franz Massfeller im 
Wiederaufnahmeverfahren beim Familiengericht-Amtsgericht Mosbach aufzuheben. 
 
Das Gericht selbst ist von Amtswegen zur umfassenden Sachverhaltsermittlung und -
aufklärung nach § 26 FamFG, § 27 FamFG, § 44 FamFG, § 138 ZPO verpflichtet, um 
möglichst eine Verletzung der Ansprüche auf rechtliches Gehör und faires Verfahren nach § 
10 AEMR, § 6 EMRK, § 103 Abs. 1 GG sowie auf die Achtung des Familienlebens nach § 8 
EMRK sowie auf das Recht auf Meinungsfreiheit § 19 AEMR, § 11 EMRK, § 5 GG sowie auf 
das Recht auf Diskriminierungsverbot § 14 EMRK auszuschließen. 
 
>>||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||<< 
 

 
 

 

2) GERICHTLICH EINZUHOLENDE STELLUNGNAHMEN ALLER 
VERFAHRENSBETEILIGTEN IN DER “RECHTSSACHE AUFHEBUNG DES 
ENTNAZIFIZIERUNGSBESCHLUSSES VON NAZI-MINISTERIALDIRIGENT UND NAZI-
FAMILIENRECHTLER FRANZ MASSFELLER,“ INKLUSIVE FACHSTELLEN UNTER 
6F 9/22 

 
Dem Amtsgericht Mosbach wird hiermit aufgegeben von allen Verfahrensbeteiligten 
inklusive der involvierten Fachstellen (JA NOK und Verfahrensbeistandsschaft) offizielle 
Stellungnahmen in der hier anhängigen Rechtssache „AUFHEBUNG DES 
ENTNAZIFIZIERUNGSBESCHLUSSES VON NAZI-MINISTERIALDIRIGENT UND NAZI-
FAMILIENRECHTLER FRANZ MASSFELLER“ ordnungsgemäß und vollständig 
einzuholen. Zu diesen Personen bei der involvierten Fachstelle Jugendamt NOK BCH und 
MOS zählen sowohl die konkret jeweiligen fallverantwortlichen ASD-Sozialarbeiterinnen, die in 
der jeweiligen kollegialen Fachberatung involvierten ASD-Mitarbeiter*innen sowie die jeweilige 
verantwortliche Sachgebiets- und Amtsleitung. 
 

Des Weiteren wird beim AG MOS beantragt, offizielle Stellungnahmen und Sachvorträge der 
hier involvierten Fachstellen u.a. zu NS-Unrecht und NS-Verbrechen-Fragestellungen 
einzuholen :  

• Welche Rolle hatten deutsche Jugendämter bei ihrem Auftrag als deutsche Kinder- und 
Jugendhilfeinstitution in der zentralen und dezentralen Massentötung von Kinder und 
Jugendlichen während der Nazi-Euthanasie-Aktion T4, insbesondere bei der Nazi-
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Kinder-Euthanasie? Wie haben dabei deutsche Kinder- und Jugendhilfeinstitutionen 
dabei ihren Schutzauftrag für Kinder- und Jugendliche umgesetzt ? 

• Welche Rolle haben deutsche Jugendämter während der Massentötungen von Kindern 
der osteuropäischen Zwangsarbeiterinnen in Ausländerkinderpflegestätten, 
Entbindungs- und Säuglingsheimen unter dem Nazi-Terror- und Vernichtungsregime im 
Verantwortungsbereich der damaligen deutschen Jugendämter gespielt ? Wie haben 
dabei deutsche Kinder- und Jugendhilfeinstitutionen dabei ihren Schutzauftrag für 
Kinder- und Jugendliche umgesetzt ? 

• Welche konkreten Widerstandsleistungen von welchen konkreten deutschen 
Jugendämtern und deren konkreten Mitarbeitern hat es gegen die Nazi-
Familienrechtspolitik von Nazi-Ministerialdirigent Franz Massfeller vor und nach 1945 
gegeben ? Wie haben dabei deutsche Kinder- und Jugendhilfeinstitutionen ihren 
Schutzauftrag für Kinder- und Jugendliche während der Nazi-Familienrechtspraxis 
umgesetzt ? 

• Welche konkreten Widerstandsleistungen von welchen konkreten deutschen 
Jugendämtern und deren konkreten Mitarbeitern hat es gegen die Nazi-
Familienrechtspraxis vor und nach 1945 gegeben ? 

• Welche konkreten Widerstandsleistungen von welchen konkreten deutschen 
Jugendämtern und deren konkreten Mitarbeitern hat es gegen die Vereinnahmung 
durch die Nationalsozialisten ab 1933 gegeben ?  

• Welche konkreten deutschen Jugendamtsmitarbeiter haben sich damals wann, wie, wo 
nachweisbar öffentlich gegen die Nazi-Ideologie-Vorgaben der erbbiologischen und 
rassehygienischen Ausleseverfahren in ihrer Arbeit geäußert und nachweisbar 
öffentlich Widerstandsleistungen aufgezeigt ? 

• Welche konkreten deutschen Jugendamtsmitarbeiter haben sich damals wann, wie, wo 
nachweisbar öffentlich gegen die Nazi-Ideologie-Vorgaben der Zwangsorganisation von 
Kindern und Jugendlichen in der Hitlerjugend und im Bund deutscher Mädel geäußert 
und Widerstandsleistungen aufgezeigt ? 

• Und welche konkreten deutschen Jugendamtsmitarbeiter haben sich bis heute 
nachweisbar öffentlich ausgesprochen bzw. sprechen sich jetzt und heute nachweisbar 
öffentlich gegen die Rolle der deutschen Jugendamtsinstitution während der zentralen 
und dezentralen Nazi-Kinder-Euthanasie-Massentötungsaktion T4 von 1939 bis 1945 
sowie gegen die Massentötungen von Kindern der osteuropäischen 
Zwangsarbeiterinnen in Ausländerkinderpflegestätten, Entbindungs- und 
Säuglingsheimen unter dem Nazi-Terror- und Vernichtungsregime von 1940 bis 1945 
aus ? 
 

Dabei hat das AG MOS in seiner Sachverhaltsermittlungs- und Sachverhaltsaufklärungspflicht 
u.a. zu überprüfen : 
 

• ob und wie und warum ggf. sich die relevanten Verfahrensbeteiligten jeweils ihrerseits 
den hier vorliegend beantragten Verfahren *** KVs vom 25.06.2022 in der 
Rechtssache „AUFHEBUNG DES ENTNAZIFIZIERUNGSBESCHLUSSES VON 
NAZI-MINISTERIALDIRIGENT UND NAZI-FAMILIENRECHTLER FRANZ 
MASSFELLER“ beim AG MOS gegen den Nationalsozialismus, gegen NS-Unrecht 
und gegen NS-Verbrechen unter 6F 9/22 anschließen ? 

• ob und wie und warum und wann ggf. die relevanten Verfahrensbeteiligten eigene 
Verfahren beim AG MOS in der Rechtssache „AUFHEBUNG DES 
ENTNAZIFIZIERUNGSBESCHLUSSES VON NAZI-MINISTERIALDIRIGENT UND 
NAZI-FAMILIENRECHTLER FRANZ MASSFELLER,“ gegen den Nationalsozialismus, 
gegen NS-Unrecht und gegen NS-Verbrechen unter 6F 9/22 eröffnen ? 

• ob und wie und warum ggf. sich die relevanten Verfahrensbeteiligten jeweils ihrerseits 
den hier vorliegend beantragten Verfahren *** KVs vom 25.06.2022 in der 
Rechtssache „AUFHEBUNG DES ENTNAZIFIZIERUNGSBESCHLUSSES VON 
NAZI-MINISTERIALDIRIGENT UND NAZI-FAMILIENRECHTLER FRANZ 
MASSFELLER“ nicht anschließen und sich auch nicht in eigens initiierten Verfahren 
beim AG MOS in der Rechtssache „AUFHEBUNG DES 
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ENTNAZIFIZIERUNGSBESCHLUSSES VON NAZI-MINISTERIALDIRIGENT UND 
NAZI-FAMILIENRECHTLER FRANZ MASSFELLER“ gegen den Nationalsozialismus, 
gegen NS-Unrecht und gegen NS-Verbrechen unter 6F 9/22 engagieren wollen, d.h. 
sich demnach nicht öffentlich nachweisbar vor dem AG MOS zu Nationalsozialismus, 
NS-Unrecht und NS-Verbrechen äußern wollen ? 

 
>>||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||<< 

 

 
 

3a) Begründung und Glaubhaftmachung : Veröffentlichungen von Franz Massfeller zur 
Nazi-Familienrechtspolitik und Nazi-Familienrechtspraxis. Beispiele frei verfügbarer 
Literatur und Medien. 
 
Blutschutz- und Ehegesundheitsgesetz: Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen 
Ehre und Gesetz zum Schutze der Erbgesundheit des deutschen Volkes nebst 
Durchführungsverordnungen sowie einschlägigen Bestimmungen. J. F. Lehmanns Verlag, München 
1936 (zusammen mit Arthur Gütt und Herbert Linden). 

Das neue Ehegesetz vom 6. Juli 1938 und seine Ausführungsvorschriften sowie die 
Familienrechtsnovelle vom 12. April 1938. Verlag für Standesamtswesen, Berlin 1938. 

Das neue Personenstandsgesetz vom 3. November 1937 und Ausführungsvorschriften. Verlag für 
Standesamtswesen, Berlin 1938 (zusammen mit Ernst Brandis). 

Neueste Gesetzgebung im Personenstandswesen. Enthält die das Arbeitsgebiet des Standesbeamten 
berührenden Gesetze, Verordnungen und Erlasse nach dem Stichtage vom 1. Febr. 1939. Verlag für 
Standesamtswesen, Berlin 1939 (zusammen mit Ernst Brandis). 

Die Führung der Personenstandsbücher in Musterbeispielen. Handbuch für die deutschen 
Standesbeamten und ihre Aufsichtsbehörden. Verlag für Standesamtswesen, Berlin 1939. 

Das Personenstandsrecht im Kriege. Zusammenstellung der gesetzlichen Vorschriften e. Erl. mit zahlr. 
Musterbeisp. Verlag für Standesamtswesen, Berlin 1939. 

Das neue Personenstands- und Familienrecht nebst den Staatsangehörigkeitsvorschriften für die neuen 
deutschen Gebiete. Textausg. d. neuen Gesetzgebg. mit Verweisgn. u. Sachverz. f. d. standesamtl. 
Handgebr. Verlag für Standesamtswesen, Berlin 1940 (hg. mit Friedrich August Knost). 

 

Franz Massfeller beteiligte sich im Nazi-Reichsjustizministerium beim Familienrechtsreferat.an der 
Erarbeitung von Gesetzen, an der Teilnahme an Ressortbesprechungen und Konferenzen sowie an der 
allgemeinen Referatstätigkeit wie folgt : 

 

• Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 14.07.1933 (Erbgesundheitsgesetz) 

• Gesetz gegen Mißbräuche bei der Eheschließung und der Annahme an Kindes Statt vom 
23.11.1933 

• Verordnung zur Vereinheitlichung der Zuständigkeit in Familien- und Nachlasssachen vom 
31.05.1934 sowie der DurchführungsVO vom 27.07.1934 

• Gesetz über die Vereinheitlichung des Gesundheitswesens vom 03.07.1934 

Gesetz über die Anwendung deutschen Rechts bei der Ehescheidung vom 24.01.1935 

• Nürnberger Gesetze: Reichsbürgergesetz und das Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes 
und der deutschen Ehre (Blutschutzgesetz) vom 15.09.1935 

• Gesetz zum Schutze der Erbgesundheit des deutschen Volkes vom 18.10.1935 und erste 
Verordnung zur Durchführung des Gesetzes vom 29.11.1935 

• Personenstandsgesetz vom 03.11.1937 und die Verordnungen über die Anwendung deutschen 
Rechts auf deutsche Staatsangehörige in den besetzten Ostgebieten vom 27.04.1942 

• Gesetz über die Änderung und Ergänzung familienrechtlicher Vorschriften und über die 
Rechtsstellung Staatenloser vom 12.04.1938 und die DurchführungsVO vom 23.04.1938 

• Gesetz zur Vereinheitlichung des Rechts der Eheschließung und der Ehescheidung im Lande 
Österreich und im deutschen Reichsgebiete (Ehegesetz) vom 06.07.1938 sowie den anschließenden 
Durchführungsverordnungen 
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• Entwurf zu einem Gesetz zur Änderung familien- und erbrechtlicher Vorschriften (Zweites 
Familienrechtsänderungsgesetz) vom Juni 1940 

• Entwurf zu einer Verordnung über die Scheidung deutsch-polnischer Mischehen von 1941 

 

3b) Begründung und Glaubhaftmachung : Beispiele frei verfügbarer Literatur und 
Medien 

 
Der Antragssteller unter 6F 9/22 beim Familiengericht/Amtsgericht Mosbach hat bereits in 2005 eine 
Veröffentlichung an einer deutschen Universität zum Thema Franz Massfeller, zur Nazi-Kinder- und 
Jugendhilfe sowie zur Nazi-Familienrechtspraxis veröffentlicht: GRAUE LITERATUR : 
Nationalsozialistische Diskriminierungsschemata in Familienrechtspolitik und  Familienrechtsprechung -- 
Personelle Kontinuitäten am Beispiel des Ministerialrats Franz Massfeller -- Thematische Kontinuitäten 
mit Beispielen repetitiver Denkweisen und Argumentationsmuster in veränderten Kontexten || 
Hausarbeit im Magister-Teilstudiengang "Erziehungswissenschaften" || Wintersemester 2004/2005 an 
der Universität Kassel || Autor: Bernd Michael Uhl || Magisterstudium Hauptfach: Soziologie, 
Nebenfächer: Erziehungswissenschaft, Politikwissenschaft || Zur Lehrveranstaltung "Umgang mit dem 
Nationalsozialismus nach 1945" bei Prof. Dr. Dietfrid Krause-Vilma || 10.04.2005 || 94 Seiten. 

 
Cora Ciernoch-Kujas: Ministerialrat Franz Massfeller 1902–1966. Wissenschaftlicher Verlag Berlin, 
Berlin 2003, ISBN 978-3-936846-22-5 (nicht ausgewertet). 

Manfred Görtemaker, Christoph Safferling: Die Akte Rosenburg. Das Bundesministerium der Justiz und 
die NS-Zeit. München 2016, ISBN 978-3-406-69768-5 (dort S. 306 bis 310). 

BUNDESMINISTER DER JUSTIZ (Hrsg.) (1989) : Im Namen des Deutschen Volkes. Justiz und 
Nationalsozialismus, Katalog zur Ausstellung des Bundesministers der Justiz, Köln: Wissenschaft und 
Politik. 

DIEDERICHSEN, Uwe (1989): Nationalsozialistische Ideologie in der Rechtsprechung des 
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4 ) VERÖFFENTLICHUNG AUF DEN INTERNET-SEITEN DES AG MOS IN DER 
RECHTSSACHE „AUFHEBUNG DES ENTNAZIFIZIERUNGSBESCHLUSSES VON 
NAZI-MINISTERIALDIRIGENT UND NAZI-FAMILIENRECHTLER FRANZ 
MASSFELLER“ 

 
Der *** KV und Antragsteller erteilt hiermit offiziell die Freigabe des vorliegenden Antrages vom 
25.06.2022 unter 6F 9/22 in der Rechtssache „AUFHEBUNG DES 
ENTNAZIFIZIERUNGSBESCHLUSSES VON NAZI-MINISTERIALDIRIGENT UND NAZI-
FAMILIENRECHTLER FRANZ MASSFELLER.“  Der *** KV und Antragsteller erteilt hiermit 
offiziell die Freigabe zur Veröffentlichung beim AG/FG MOS seiner bereits in 2005 
vorgenommenen Veröffentlichung an einer deutschen Universität zum Thema Franz 
Massfeller, zur Nazi-Kinder- und Jugendhilfe sowie zur Nazi-Familienrechtspraxis: GRAUE 

LITERATUR : Nationalsozialistische Diskriminierungsschemata in Familienrechtspolitik und  
Familienrechtsprechung -- Personelle Kontinuitäten am Beispiel des Ministerialrats Franz Massfeller -- 
Thematische Kontinuitäten mit Beispielen repetitiver Denkweisen und Argumentationsmuster in 
veränderten Kontexten || Hausarbeit im Magister-Teilstudiengang "Erziehungswissenschaften" || 
Wintersemester 2004/2005 an der Universität Kassel || Autor: Bernd Michael Uhl || Magisterstudium 
Hauptfach: Soziologie, Nebenfächer: Erziehungswissenschaft, Politikwissenschaft || Zur 
Lehrveranstaltung "Umgang mit dem Nationalsozialismus nach 1945" bei Prof. Dr. Dietfrid Krause-Vilma 
|| 10.04.2005 || 94 Seiten. 

 

 

Dem Amtsgericht Mosbach wird hiermit als offizieller Antrag aufgegeben, die anhängige 
RECHTSSACHE AUFHEBUNG DES ENTNAZIFIZIERUNGSBESCHLUSSES VON NAZI-
MINISTERIALDIRIGENT UND NAZI-FAMILIENRECHTLER FRANZ MASSFELLER mit 
kritischer Dokumentation sowie die Falldokumentationen in der hiermit beim AG/FG 
MOS anhängigen Rechtsache „AUFHEBUNG DES ENTNAZIFIZIERUNGSBESCHLUSSES 
VON NAZI-MINISTERIALDIRIGENT UND NAZI-FAMILIENRECHTLER FRANZ 
MASSFELLER“ auf den Internet-/bzw. Websites des Amtsgericht Mosbach frei 
zugänglich zu veröffentlichen.  

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
*** 


